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Geſetz⸗Sammlung 
für die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 3954.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Februar 1854., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
g kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde— 
Chauſſee von Wegberg im Kreiſe Erkelenz uͤber Beeck nach der Aachen⸗ 
Crefelder Straße bei Kippshoven. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von Wegberg, im Kreiſe Erkelenz, uͤber Beeck nach der Aachen⸗ 
Crefelder Straße bei Kippshoven genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß 
das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will 
Ich den betheiligten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegel⸗ 
des nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zufäglichen 
Porſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 20. Februar 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v». Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 
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TO 


Gr. 3955.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Februar 1854. „betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Dolzig bis zur Grenze des Kreiſes Kroeben, in der Richtung auf Goſtyn, 
von Schrimm nach Czempin und von Schrimm bis zur Grenze des 
Kreiſes Pleſchen in der Richtung auf Mieszkowo, durch den Kreis 
Schrimm. 


Wassen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Dolzig bis zur Grenze des Kreiſes Kroeben in der Richtung 
auf Goſtyn, von Schrimm nach Czempin, und von Schrimm bis zur Grenze 
des Kreiſes Pleſchen in der Richtung auf Mieszkowo durch den Kreis 
Schrimm, im Regierungsbezirk Poſen, genehmigt habe, beſtimme Ich hier⸗ 
durch, daß das Expropriattonsrecht fuͤr die zu den Chauſſeen erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will 
Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach 
den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber 
die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 


Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 


29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen : 


Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 20. Februar 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3956.) 
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(Nr. 3956.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 


des Kreiſes Schrimm im Betrage von 120,000 Rthlr. Vom 20. Fe⸗ 
bruar 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Schrimm auf den Kreis⸗ 
tagen vom 14. Juni, 16. Auguſt und 30. November 1853. beſchloſſen worden, 
die zur Ausfuͤhrung der von dem Kreiſe uͤbernommenen Chauſſeebauten erfor⸗ 
derlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreiöftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu 
dem angenommenen Betrage von 120,000 Rthlr. ausſtellen zu duͤrfen, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausſtellung von Schrimmer Kreis⸗Obligationen zum Betrage von Einhun⸗ 
dert zwanzig tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

300 Stück zu 100 Rthlr. unter Littr. A. und den Nummern 1— 300 
900 „ 50 = P Berne Be - 1—900 
5 1800 = 2 25 2 2 2 C. 2 2 2 11800 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
a vier Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jaͤhrlich vom 1. Januar 1854. ab mit mindeſtens jaͤhrlich 
Einem Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Un⸗ 
ſere landes herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
17 Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 5 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch 
die Geſetz⸗-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. i 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. x 


Gegeben Berlin, den 20. Februar 1854. 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 
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Obligation 
des Schrimmer Kreiſes 
ü F 
Ger Rthlr. Preußiſch Kurant. 


Di ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Kreiſes Schrimm be— 
kennt auf Grund der mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom ten.... be⸗ 
ſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 14. Juni, 16. Auguſt und 30. November 
1853. wegen Aufnahme einer Schuld von 120,000 Rthlr. ſich Namens des 
Kreiſes durch dieſe, Für jeden Inhaber gültige, Seitens der Gläubiger unkuͤnd⸗ 
bare Verſchreibung zu einer Schuld von ..... Thalern Preußiſch Kurant nach 
dem Muͤnzfuß von 1764., welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit 
vier Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 120,000 Athlr. geſchieht vom 
Jahre 1854. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von ein und vierzig Jah: 
ren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von Einem Prozent 
jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen nach 
Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. : 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 18.. ab in dem 
Monate Januar jedes Jahres. Die ausgelooſten Schuldverſchreibungen wer⸗ 
den unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des 
Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen foll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Poſen, im 
Staats⸗Anzeiger und in einer zu Poſen erſcheinenden Zeitung. 


Der Kreis iſt berechtigt, die Amortiſationsmittel zu verſtaͤrken und die 
Tilgung der Schuld auch fruͤher zu bewirken. Bis zu dem Tage, wo das, 
Kapital zuruͤckzuzahlen iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen in der Zeit vom 
1. bis 15. April und vom 1. bis 15. Oktober, von heute an gerechnet, mit vier 
Prozent jaͤhrlich verzinſet. g 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Schrimm. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 

! zuruͤck⸗ 
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zurüczuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital 
abgezogen. 5 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Zahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Theil I. Tit. 51. H. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Poſen. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange 


meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. ö 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1858. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. i 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Schrimm gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. ö 

Deſſen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. d 


Schrimm, den F 185. 


Die ſtändiſche Kommiſſion 
für den Chauſſeebau im Schrimmer Kreiſe. 


(gez.) N. N. 


(Nr. 3986.) Zins⸗ 


Zinskupon 
zu der Kreis⸗Obligation des Schrimmer Kreiſes 


— 
= 


rer, 00. 


(Die Zinskupons werden fuͤr jedes Halbjahr beſonders ausgefertigt.) 


Inhaber dieſes empfängt in der Zeit vom 1. bis 158. April 18.. (reſp. 
vom 1, bis 15. Oktober 18..) gegen Ruͤckgabe dieſes Kupons an halbjaͤhr⸗ 
lichen Zinſen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Schrimm 


Bl Thaler. 


Die innerhalb vier Jahren nach der Faͤlligkeit, vom Schluß des betref⸗ 
fenden Halbjahres gerechnet, nicht abgehobenen Zinſen verfallen der Chauſſee⸗ 
Se 2 vom 31. März 1838. §. 2. Nr. 5. (Geſetz- Sammlung 
Seite 249. 8 8 


Schrimm, den ten 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion 
für den Chauſſeebau im Schrimmer Kreiſe. 


(Nr. 3937.) 
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(Nr, 3957.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Februar 1854., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 

Czarnikau bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Obrzycko, mit einer 

Abzweigung in der Naͤhe von Klempitz ebenfalls bis zur Kreisgrenze in 

der Richtung auf Wronke, und von Schoͤnlanke bis zur Kreisgrenze in 
der Richtung auf Deutſch-Crone durch den Kreis Czarnikau. A 


N hi Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Czarnikau bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Obrzyeko, 
mit einer Abzweigung in der Naͤhe von Klempitz, ebenfalls bis zur Kreisgrenze 
in der Richtung auf Wronke, und von Schönlanfe bis zur Kreisgrenze in der 
Richtung auf Deutſch-Crone durch den Kreis Czarnikau, im Regierungsbezirk 
Bromberg, genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu den Chauſſeen erforderlichen Grundftüce, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für 
die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſon⸗ 
ſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachten Straßen zur 
Anwendung kommen. N ; 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28. Februar 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 3958.) Bekanntmachung, betreffend die Erhöhung, des Grundkapitals „ ſowie die Abs 


aͤnderung und Ergaͤnzung der Statuten der Eſchweiler Geſellſchaft fuͤr 
Bergbau und Huͤtten. Vom 10. Maͤrz 1854. 


5 unterm 1. September 1848. Allerhöchft genehmigten Aktiengeſellſchaft: 
„Eſchweiler Geſellſchaft für Bergbau und Hütten“ iſt mittelſt Allerhoͤchſten 
Erlaſſes vom 6. d. M. die Erhoͤhung des Grundkapitals auf Eine und eine 
halbe Million Thaler geſtattet und die hierdurch bedingte Abaͤnderung und Er⸗ 
gaͤnzung der Geſellſchafts-Statuten genehmigt worden. Dieſes wird in Gemaͤß⸗ 
heit des Geſetzes vom 9. November 1843. hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 10. März 1854. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 3959.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Statut⸗Aenderungen, welche durch den mit 
der Prinz⸗Wilhelms⸗Eiſenbahngeſellſchaft unter dem 14. Februar 1854. 
abgeſchloſſenen Betriebsuͤberlaſſungs-Vertrag herbeigeführt worden. Vom 
13. Maͤrz 1854. 0 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem mit der Prinz-Wilhelms⸗Eiſenbahngeſellſchaft unter dem 14. Fe⸗ 
bruar 1854. der anliegende Vertrag abgeſchloſſen worden, durch welchen das 
unter dem 2. Mai 1845. von Uns beſtaͤtigte Statut der Geſellſchaft (Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1845. Seite 259 ff.) theilweiſe abgeaͤndert wird, wollen Wir 
unter Genehmigung des vorerwaͤhnten Vertrages dieſen Aenderungen mit Be⸗ 
zug auf H. 4. des Geſetzes vom 9. November 1843. (Geſetz-Sammlung fuͤr 
1843. Seite 342.) Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1854. 


d. S) Friedrich Wilpelm, 


v. d. Heydt. Simons. 


Zwiſchen 


= ie 


bischen dem Koͤniglichen Eiſenbahn-Kommiſſariate zu Koͤln einerſeits und 
den durch die Generalverſammlung der Aktionaire der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſen⸗ 
bahn, gemaͤß der anliegenden notariellen Vollmacht vom 31. Januar d. J. 
beſtellten Vertretern der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft, naͤmlich: 


dem Kaufmann und Fabrikanten Friedrich Auguſt Feldhoff aus Lan⸗ 
genberg, 


dem Kaufmann Wilhelm Ulenberg aus Elberfeld, 


dem Kaufmann und Fabrikanten Wilhelm Colsmann sen. aus Maͤr⸗ 
kiſch Langenberg, 


andererſeits, iſt, vorbehaltlich der Allerhoͤchſten Genehmigung, in Betreff der 
Uebernahme der Verwaltung des e een e von 
Seiten des Staats, der nachfolgende ertrag abgeſchloſſen worden. 


H. 1. 


Der Staat uͤbernimmt die geſammte Verwaltung und den Betrieb des 
Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahnunternehmens nachdem die Generalverſammlung der 
Geſellſchaft am 31. vorigen Monats dieſe Uebertragung nach den Vorſchriften 
des unterm 21. Juni 1844. Allerhoͤchſt beftätigten Statuts (Geſetz-Sammlung 
fuͤr 1845. Seite 260. bis 269.) rechts verbindlich beſchloſſen hat. 


Dieſe Uebertragung erfolgt ſofort an eine von dem Herrn Miniſter fuͤr 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu bezeichnende Koͤnigliche Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde. Letztere ſoll in Bezug auf die Verwaltung des Prinz⸗Wilhelm⸗ 
Eiſenbahnunternehmens reſp. innerhalb des ihr zu ewieſenen Geſchaͤftskreiſes 
die Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde aben. Auf dieſelbe gehen 
alle in dem Statut der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahn der Direktion, dem Verwal⸗ 
tungsrathe und der Generalverſammlung (mit Ausnahme der im F. 4. des 
gegenwaͤrtigen Vertrags der Generalverſammlung vorbehaltenen Funktionen) 
beigelegten Befugniſſe uͤber; insbeſondere hat dieſelbe auch die event. jaͤhrlich 
zu vertheilende Dividende feſtzuſetzen. Sie leitet den noch noͤthigen Ausbau 
der Bahn und den Betrieb fuͤr Rechnung der Geſellſchaft, ſo daß ſie in Be⸗ 
treff der von ihr einzugehenden Vertraͤge und Verbindlichkeiten als Bevoll⸗ 
maͤchtigte der Geſellſchaft zu betrachten iſt. Von dem Staate wird eine Ga⸗ 
rantie fuͤr einen Ertrag weder der Geſellſchaft und den Aktionairen, noch drit⸗ 
ten Perſonen gegenuͤber uͤbernommen. 


Die Koſten dieſer Verwaltung, insbeſondere auch die der Koͤniglichen 
Verwaltungsbehoͤrde ſelbſt, werden aus dem Fonds der Geſellſchaft beſtritten. 
Seitens des Staats bleibt vorbehalten, die Verwaltung der Prinz-Wilhelm⸗ 
Eiſenbahn einer bereits beſtehenden Koͤniglichen Eiſenbahn⸗Verwaltungsbehöͤrde 
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zu uͤbertragen. Die Koſten der Koͤniglichen Verwaltungsbehoͤrde werden, wie 
uͤberhaupt die Koſten der allgemeinen Verwaltung, nach der Meilenzahl der 
verwalteten Bahnen unter die betreffenden Eiſenbahnunternehmungen vertheilt 
werden. . 


H. 2. 


Um der Prinz-Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft eine fernere beiraͤthliche 
Mitwirkung bei der Leitung des Unternehmens zu gewaͤhren, ſoll von der Ge— 
neralverſammlung eine Deputation von fuͤnf Mitgliedern aus den Aktionairen, 
welche innerhalb zehn Meilen von der Bahn ihren Wohnort haben muͤſſen, 
gewaͤhlt werden. Die Mitglieder dieſer Deputation haben wahrend ihrer Funk⸗ 
tionen drei Stammaktien der Prinz-Wilhelm-Eiſenbahn bei der Koͤniglichen 
Verwaltungsbehoͤrde zu deponiren. Die zuerſt Gewaͤhlten ſcheiden alljaͤhrlich, 
abwechſelnd zwei reſp. drei Mitglieder, aus, das erſte Mal nach dem Looſe 
und ſpaͤter nach dem Amtsalter. Die Stellen der Ausſcheidenden werden durch 
die alljaͤhrlich im Monat Juni ſtattfindende Generalverſammlung wieder beſetzt; 
die ausſcheidenden Mitglieder find wieder wählbar. Sollten ſo viele Mitglie— 
der im Laufe des Jahres ausſcheiden, daß guͤltige Beſchluͤſſe nicht mehr zu 
Stande gebracht werden koͤnnen, ſo ergaͤnzen ſich die noch vorhandenen Mit⸗ 
glieder proviſoriſch durch eigene Wahl. Die Deputation waͤhlt aus ihrer Mitte 
einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Ihre Beſchluͤſſe werden kollegia— 
liſch gefaßt; zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen wenigſtens drei Mitglieder 
anweſend ſein. : 


Die Deputation, welche die Rechte und Intereſſen der Geſellſchaft der 
Königlichen Direktion gegenuͤber wahrzunehmen hat, wird in wichtigen Angele⸗ 
genheiten, insbeſondere bei Verwendung etwaiger Anleihen, bei Feſtſtellung des 
Fahrplans, Tarifs und der Dividenden, mit ihrem Gutachten gehoͤrt und, drin⸗ 
gend eilige Faͤlle ausgenommen, deren abweichende Anſicht von der Koͤniglichen 
Verwaltungsbehoͤrde dem Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei— 
ten zur Entſcheidung eingereicht. Die Deputation hat ihre Konferenzen an 
dem Sitze der Koͤniglichen Verwaltungsbehoͤrde zu halten; doch ſteht der Letz⸗ 
teren frei, die Sitzungen auch an einem anderen, an der Prinz-Wilhelms bahn 
gelegenen Orte zu veranlaſſen. Die auswaͤrtigen Mitglieder erhalten fuͤr die 
Tage, wo Konferenzen ſtattfinden, drei Thaler Diaͤten und, ſoweit ſie nicht auf 
der Bahn ſelbſt reiſen, Erſtattung ihrer Reiſeauslagen. 


H. 3. 
Dieſer Deputation (F. 2.) wird die Rechnung über die noch ruͤckſtaͤndi⸗ 


gen Bauausfuͤhrungen, und ſodann jaͤhrlich innerhalb der vier erſten Monate 
des folgenden Jahres die Rechnung über den jährlichen Betrieb mitgetheilt. 
Diejenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch die 
Koͤnigliche Verwaltungsbehoͤrde ſelbſt erledigt werden, uͤberreicht die Deputation 

g dem 


— I — 


dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, welchem daruͤber 
die ſchließliche Entſcheidung zuſteht. Die Deputation ertheilt uͤber die Jahres⸗ 
Rechnungen Decharge. - 8 i 


„ 


Die Generalverſammlung wird jaͤhrlich im Juni von dem Vorſitzenden 
der Deputation berufen, um die Wahl der Mitglieder der Deputation zu be⸗ 
an und um den Bericht über die Lage des Unternehmens entgegen zu 
nehmen. N 


H. 5. 


Die Uebertragung der Verwaltung der Prinz Wilhelmsbahn an den 
Staat erfolgt von Seiken der Geſellſchaft unwiderruflich. Dagegen hat der 
Staat die Befugniß, entweder die Verwaltung an die Geſellſchaft zuruͤckzu⸗ 
geben, oder deren Fallit⸗Erklaͤrung zu veranlaſſen, ſobald Seitens der Priori⸗ 
faͤts⸗ oder anderer Gläubiger Handlungen unternommen werden, welche den 
Betrieb irgendwie hemmen oder flören koͤnnten. 


$. 6. 
Alle dieſem Vertrage entgegenſtehenden Beſtimmungen des unterm 
21. Juni 1844. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuts der Prinz⸗Wilhelm⸗Eiſenbahn 
werden hierdurch fuͤr die Dauer des Vertrages abgeaͤndert reſp. außer Anwen⸗ 
dung geſetzt. 


Alſo geſchloſſen und doppelt ausgefertigt zu Coͤln, den 14. Februar 1854. 
(Unterſchriften.) 


(Nr. 39593960.) (Nr. 3960.) 
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(Nr. 3960.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. März 1854., betreffend die Uebertragung der Ver⸗ 
waltung und des Betriebs der Prinz-Wilhelms-Eiſenbahn an die unter 
der Benennung „Königliche Eiſenbahn-Direktion“ fortbeſtehende Königliche 
Direktion der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn. 


ur Ausfuͤhrung der Beſtimmungen des H. 1. des mit der Prinz⸗Wilhelms⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft unter dem 14. Februar 1854. abgeſchloſſenen Vertrages 
ermaͤchtige Ich Sie, die Verwaltung und den Betrieb der Prinz-Wilhelms⸗ 
Eiſenbahn der durch Meinen Erlaß vom 14. September 1850. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung fuͤr 1850. Seite 411.) unter der Benennung: Koͤnigliche Direktion der 
Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn, eingeſetzten Behörde zu übertragen. Zugleich 
will Ich dieſer Behörde, welche vom Zeitpunkte der Uebernahme der bezeich⸗ 
neten Verwaltung ab den Namen: „Koͤnigliche Eiſenbahn-Direktion“ fuͤhren 
90 auch in dieſer Beziehung die Befugniſſe einer öffentlichen Behörde 
eilegen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. f 


Berlin, den 13. Maͤrz 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
5 v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) - 


